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1
Sollten sich eigentlich die DGB-Gewerkschaften und ihre Betriebsräte vor Leuten fürchten wie Simon 
Kaupert und einer Kampagne wie „Patrioten schützen Arbeitsplätze“ bzw. „Werde Betriebsrat!“? Man liest 
von beiden Seiten ab und zu, dass den allgemeinen Betriebsratswahlen im April und Mai mit einiger 
Spannung entgegengesehen wird. Anscheinend sind die Rechten der Meinung, da gross einzusteigen.

Natürlich ist Jürgen Elsässer dabei: 

Die schwäbischen Zentrum-Betriebsräte gelten für Stein als erfahrene Vorzeige-Aktivisten: „Sie 
kennen die Spielchen der linken Gewerkschaften und stehen uns tapfer zur Seite.“ Zu erwarten 
ist eine zwischen „Ein Prozent“, dem Zentrum Automobil und Compact abgestimmte Kampagne.
Dabei greift man die Verunsicherung durch die Dieselkrise oder die Schließungspläne für das 
Siemens-Werk in Görlitz auf. „Die linken Gewerkschaften haben uns schon lange verraten“, 
sagt Hilburger in einem Video der Kampagne. Das Fernziel ist, rechte Arbeitnehmer bundesweit
in die Betriebsräte zu hieven. Bisher tut sich das Zentrum damit jenseits der Stuttgarter Daimler-
Tore noch schwer. Einen Ableger gibt es unter dem unscheinbaren Namen 
„Interessengemeinschaft Beruf und Familie“ im Leipziger BMW-Werk. Im September vermeldete
das Zentrum die Gründung einer Betriebsgruppe bei Mercedes Benz in Rastatt. Bei Opel in 
Rüsselsheim und in einem VW-Werk kandidieren ebenfalls Zentrums-Vertreter. Motor der 
alternativen Gewerkschaft bleibt die Stuttgarter Gruppe um Hilburger.
…
„Jeder kennt einen Kollegen, der entlassen wurde, weil er auf einer Pegida-Demonstration war 
oder AfD wählt“, heißt es in dem Video. Elsässer denkt einen Schritt weiter. Er träumt von einer 
nationalen Bewegung, die von studentisch geprägten Initiativen wie der „Identitäre Bewegung“ 
über die Betriebsräte bis zum rechten AfD-Flügel reicht.
…
Philip Stein, der Chef von „Ein Prozent“, drückt es so aus: „Nach der Aktionsphase folgt nun 
eine Strukturphase.“ Der Erfolg der AfD soll dauerhaft in der Gesellschaft verwurzelt werden. 
Der Compact-Chefredakteur Jürgen Elsässer will die Streitigkeiten der verschiedenen rechten 
Gruppierungen überwinden. „Schluss mit der Spalterei, Partei und Bewegung dürfen sich nicht 
auseinander bringen lassen“, sagt er in Leipzig. 

Es lässt sich verstehen, dass die AfD und die dazugehörige Bewegung die betriebliche Hegemonie des DGB
angreifen will. Sie sind da nicht die einzigen übrigens. Und die Betriebsräte und ihre Tätigkeit, das ist in den 
grösseren Betrieben die hauptsächliche Instanz, über die Klassenfragen reguliert werden. Die Hegemonie 
kommt aus der Fabrik, hiess es bei den Operaisten; folgt man dem, könnte man sogar sagen: die Art und 
Weise, wie die DGB-Gewerkschaften und ihre Betriebsräte den Klassenkonflikt austragen, bildet die 
Grundlage für den politischen Prozess insgesamt, einschliesslich fdGO und Grundgesetz, „the bedrock of 
democracy“, wie es bei den amerikanischen Gewerkschaften heisst. 

Das geht sogar so weit, dass der Bogen der verfassungstragenden Parteien in der Geschichte der 
deutschen Republiken jedesmal vorgeformt war durch die Konstellation, in der diese Parteien in der 
Arbeiterbewegung verankert waren. Die weimarer Koalition war vorgeformt durch die Parteizugehörigkeiten 
derjenigen Arbeiterorganisationen, die die Burgfriedenspolitik des ersten Weltkriegs (in der Variante der 
Friedesnresolution 1917) mitgetragen haben: Zentrum (CGB), DDP (Hirsch-Dunckersche 
Gewerksgenossenschaften), SPD (GK bzw. ADGB/AfA). Der bonner Verfassungsbogen fand vor dem GG 
bereits seine Entsprechung und Grundlegung in der EInheitsgewerkschaft DGB, die diese drei Richtungen 
auch institutionell vereinigt (die Tradition der DDP konnte sich in der FDP nicht lange halten und ging zur 
CDU über.).

Man mag mir das bestreiten. Aber dann muss man mir erklären, wie eine Klassengesellschaft sich 
demokratisch, d.h. ohne permanenten Krieg betreiben lassen soll anders als auf Grundlage einer 
spezifischen vorherrschenden Bewältigung des Klassenkonfliktes, anknüpfend an das 
Arbeitnehmerbewusstsein (hierzu mehr in: Göttinger Thesen I, 1976)
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2.
Was sich nicht ohne weiteres verstehen lässt: was wollen die denn eigentlich? Und was wollen sie den 
Leuten anbieten? Man muss überhaupt keine Illusionen über die Arbeiter haben, um sich zu erinnen, dass 
die Nazis damals das Experiment NSBO abbrechen mussten, weil es sich als eine Blamage herauszustellen 
drohte. Wie wollen solche Leute Betriebspolitik machen? Dazu gehört ja doch das Eingeständnis, dass es 
einen Interessengegensatz gibt; und wie kann ein Nationalist dies? 

Über die schon zitierte Gruppe „Zentrum Automobil e.V.“ (an der Gitarre: Oliver Hilburger) in Untertürckheim 
schreibt die MLPD, die daselbst ja auch eine Betriebsgruppe unterhält:

Sie stilisiert sich – wie es ihre Hauptlosung zu den Betriebsratswahlen ausdrückte – zur 
„Opposition gegen das Co-Management“.

Diese Pseudo-Ablehnung des reformistischen Co-Managements wächst jedoch aus 
neofaschistischen Wurzeln, was vielen Kollegen und selbst verschiedenen Kandidaten auf der 
Betriebsratsliste des „Zentrum“ nicht wirklich bewusst ist. Das „Zentrum“ vertritt als ,Alternative‘ 
die faschistische Betriebsgemeinschaft und Volksgemeinschaft …

Das ist auch einem Verein wie der MLPD zunächst aufs Wort zu glauben. Das Paradoxe daran ist aber, dass
sich das „Zentrum Automobil“ mit so einer Linie gegen die „Co-Management“-Politik der IG Metall richten will.
Damit gehen die Leute vom „Zentrum Automobil“ einiges über die eher langweilige Rhetorik des 
sogenannten „Christlichen Gewerkschaftsbundes“ hinaus, auf dessen Liste sie einmal gewählt worden 
waren. Unter „Co-Management“ versteht man jedenfalls in der DGB-internen Debatte den Anspruch des eher
kompromissbereiten Flügels der IG Metall, Unternehmens- und Standortinteressen zur Grundlage ihrer 
Politik zu machen, und diese „als gleichberechtigter Partner“ bzw. „auf Augenhöhe“ zu vertreten. In der Tat ist
das eine der schwächeren Seiten der gewerkschaftlichen Betriebspolitik. 

Beispiele für so etwas sind etwa die betrieblichen Bündnisse für Arbeit, in denen Beschäftigungssicherung 
für Lohnverzicht getauscht werden soll. Bei VW etwa hat das ganze noch viel krassere Blüten getrieben, 
wenn man sich die vom Arbeitsdirektor Pater Hartz bezahlten Bordellbesuche für Betriebsräte vor Augen 
führt. Jedem Aktiven fallen aus beinahe jedem Bezirk dutzende Beispiele ein, bei denen man sich fragt, ob 
es Dummheit, Rückgratlosigkeit oder direkte Käuflichkeit ist, was solche Sachen antreibt. 

Ertragen wird das von den Beschäftigten nur, solange genügende davon wenigstens glauben können, die 
entsprechenden Betriebsräte holten aus solchen Geschäften für sie wenigstens irgendetwas heraus. 
Spätestens sobald wieder Werkschliessungen in grösserem Umfang drohen, wird das eher aufhören. 

Es ist nun aber sehr die Frage, auf welche Weise sich die Rechten als Ersatz für den DGB empfehlen 
wollen. Was der „Co-Management“-Flügel der IG Metall bietet, ist Betriebsgemeinschaftsideologie der 
saubersten Form; wie will man dagegen konkurrieren vom Standpunkt der Betriebsgemeinschaftsideologie 
selbst? 

Der … Kurs der Gruppe „Zentrum“ richtet sich auch in der aktuellen betrieblichen 
Auseinandersetzung gerade im Werk Untertürkheim keineswegs gegen Leiharbeit und 
Werkverträge sowie für die Gleichstellung dieser Kollegen mit den Stammbeschäftigten. 
Konkret wird allein die bestehende Leiharbeitsquote von acht Prozent kritisiert, aber nur im 
Sinne einer angeblichen Verhinderung des „Ausblutens deutscher Standorte“. Was sich dahinter
verbirgt, ist die Forderung der NPD: „Fremdarbeiter stoppen – Arbeit für Deutsche!“

So die MLPD weiter. Und auch das dürfte stimmen: man macht Stimmung nicht gegen die 
Arbeitnehmerentleihung, sondern gegen die Leiharbeiter; das heisst man nimmt Ausländerhass als Ersatz 
für Interessenvertretung. Aber wird man damit in grösserem Stil Betriebsratswahlen gewinnen?

„Zentrum Automobil“ hat eine Betriebsgruppe in Leipzig namens „Interessengemeinschaft Beruf und 
Familie“. Diese unterhält eine sehr schön gestaltete Website mit sehr interessanten Artikeln, in denen man 
Sätze findet wie:

„Wer unter diesen Umständen behauptet, man könne die Arbeitsplätze erhalten und gleichzeitig 
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den Kapitalismus verteidigen, wie es die Gewerkschaften, die SPD oder die Linkspartei tun, 
belügt die Arbeiter. Die Arbeitsplätze können nur im Rahmen eines sozialistischen Programms 
verteidigt werden, dass die Enteignung der Banken und Konzerne und ihre Überführung in 
gesellschaftliches Eigentum zum Ziel hat.“
Diese Fragen gewinnen in der gegenwärtigen Tarifauseinandersetzung der IG Metall eine sehr 
große Bedeutung.

Der Ton solcher Artikel überrascht vielleicht, aber das ist auch kein Wunder. Sie sind zum grössten Teil der 
deutschsprachigen Seite des „Internationalen Komittees für die Vierte Internationale“ entnommen, wo 
hysterische DGB-Kritik schon länger zu einer Kunstform entwickelt worden ist. Gut, also was nun? 
Sozialfriedliche Betriebsgemeinschaft oder Klassenkampf? Kritisiert man den DGB von rechts und 
gleichzeitig von links? Leiht man sich Agitationsartikel von den Trotzkisten aus, um dann den Leiharbeitern 
die Schuld zu geben? Das spricht nicht dafür, dass die Herren eine besonders klare Linie hätten, oder 
überhaupt eine Idee, was sie eigentlich wollen. Sie empfehlen sich also nicht gerade als betriebliche 
Interessenvertretung, ausser für diejenigen, die befürchten müssen, Opfer einer Druckkündigung wegen 
rechtsradikaler Betätigung zu werden.

So heisst es ja auch auf der Website werdebetriebsrat.de: „Jeder von uns hat mittlerweile einen Freund oder 
Bekannten, der seine Arbeitsstelle aus politischen Gründen verlor. Es trifft immer die kleinen Leute, deren 
Existenz vernichtet wird, weil sie vielleicht jeden Montag zu PEGIDA gehen, offen die Alternative für 
Deutschland (AfD) unterstützen oder einfach nur mit dem Kollegen in der Pause über politische Probleme 
reden.“ Und zwar gleich unter der Überschrift der Seite: „Patrioten schützen Arbeitsplätze!“

3.
Heisst das aber umgekehrt, dass man sich keine Sorgen machen muss? Keineswegs. Die Rechten sind 
zwar in ihrer Glaubwürdigkeit einigermassen durch den Widerspruch eingeschränkt, die Gedanken der linken
Gewerkschaftskritik zu plündern. Aber sie haben durchaus das Potential in der Hand, die DGB-
Gewerkschaften in Schwierigkeit zu bringen. Nehmen wir folgenden Kommentar zur Schliessung des 
Siemens-Werks in Görlitz, ebenfalls auf der Seite der Leipziger Gruppe aufzufinden:

Ähnlich wie andere Großunternehmen versucht Siemens anscheinend, im Stammland mit 
Massenentlassungen gezielt Lohneinsparungen zu erzielen, während in „Billiglohnländern“ 
fleißig investiert wird. Produziert wird nicht dort, wo die Verwurzelung und Verantwortung des 
Unternehmens liegen, sondern wo es am billigsten ist und den meisten Profit für die 
Unternehmensbosse und Aktienbesitzer einbringt.
Wer heute also noch von verantwortungsbewussten Konzernen träumt, sollte aus seinen 
verstaubten Träumen allmählich erwachen!

Die Gegenwehr der größten deutschen Metall-Gewerkschaft bleibt indes zahm: Statt durch 
harte Streikmaßnahmen die Unternehmensleitung empfindlich zu treffen, bleibt es bei leeren 
Worten und Ankündigungen.
Ebenso unverständlich: Statt schnell und unkompliziert zu helfen, sollen nach Aussagen von 
Arbeitern das Engagement der Gewerkschaft an die Zahl der bei der IG-Metall organisierten 
Arbeiter – und damit Mitgliedsbeiträge – gekoppelt sein. Sollte dies zutreffen, wäre das ein 
Schlag in das Gesicht aller Angestellten, die in Görlitz um ihre Zukunft bangen müssen.
Beobachter sehen in den nun angekündigten Sondierungsgesprächen der etablierten 
Betriebsräte ein Aufweichen des Arbeitskampfes, bevor dieser überhaupt richtig begonnen hat.
Vergangene Woche veranstaltete die IG-Metall eine Mahnwache mit Lichterkette zum Erhalt 
des Standortes. Ob sich die Aktionäre und Manager in den Münchener Wolkenkratzern davon 
beeindrucken lassen, bleibt abzuwarten.
…
Das Establishment hat unsere Interessen verraten, wieder und wieder – jetzt müssen wir selbst 
aktiv werden und den Widerstand in die Betriebe tragen! Ob Görlitz, Erfurt, Berlin oder Stuttgart:
Überall dort, wo oppositionelle Betriebsräte und Angestellte den Profit-Managern in die 
Speichen greifen, ist eine Verbesserung der Arbeit spürbar.

Solche Worte leiht man diesmal nicht bei der Vierten Internationale, sondern bei der rechten Kampagne „Ein 
Prozent“.
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Es ist völlig klar, dass die weitgehender Untätigkeit der DGB-Gewerkschaften jede andere Strömung, die hier
tätig wird, Punkte sammeln kann. Warum nicht die Rechten? Sobald und solange der Klassenkonflikt rein in 
nationalen Begriffen gedeutet werden kann, ist der strategische Widerspruch rechter Betriebspolitik 
unsichtbar geworden. So etwas wird natürlich nur punktuell geschehen. Produktionsverlagerungen sind zwar
ständiger Teil der kapitalistischen Umstrukturierung, aber nur ein Teil. Und bereits bei der reinen 
Standortkonkurrenz oder Unterbietung sieht man nicht, was den Rechten dazu originelles einfallen würde. 

Wenn allerdings diese Gelegenheiten genutzt werden, bietet sich für die Rechten dennoch eine Perspektive, 
auf betrieblicher Ebene an der nationalen Sache mitzuwirken. Falls die Sache von Görlitz und die 
Finanzmittel der Kampagne „Ein Prozent“ ausreichen, um das untertürkheimer Niveau von 10% für die 
Rechten bei den Betriebsratswahlen zu verallgemeinern, stünde die Mehrheitsfraktion, der DGB, bei allen 
folgenden Verhandlungen sehr geschwächt da. Und in Abwesenheit linker Betriebsgruppen kann das sehr 
viel bedeuten.

Ich weiss nicht, warum mir in diesem Zusammenhang die „Arbeitsgemeinschaft unabhängiger 
Betriebsangehöriger“ einfällt, eine gelbe Gewerkschaft, die von der Umternehmensleitung von Siemems 
über Jahrzehnte geduldig grossgezogen worden war, bis sie nach der Festnahme ihres Vorsitzenden 
Schelsky (dem Sohn des bekannten Soziologen) etwas gecrasht ist. Siemens hat lange Erfahrungen darin, 
wie man so etwas macht. Ich weiss auch nicht, warum ich mich frage, woher „Ein Prozent“ seine 
Finanzmittel hat und warum ihre Betriebsratskampagne so super professionell anfing, gerade als die 
Werkschliessung bekannt wurde. Oder dies:

Auffällig ist, dass etliche Kandidaten aus dem Spektrum der CGM und Unabhängigen (AUB) 
kommen.

4.
Betrachten wir das ganze nocheinmal unter dem Aspekt der Dieselkrise. Die Dieselkrise wird in Deutschland 
auf die Dauer den Umfang einer industriellen Strukturkrise bekommen. Diese ist zustandegekommen durch 
die Hartnäckigkeit, mit der die deutsche Industrie und Politik auf Technologien gesetzt haben, von denen sie 
wissen hätten müssen, dass sie keine Zukunft haben kann.

Was wäre denn darauf bzw. was ist denn heute schon die Antwort aus der Ecke dieses neuen 
„Arbeiterflügels“ der AfD aus? Bei Elsässer haben wir mal gelesen, dass das Merkel-Regime im grünen 
Klimawahn den Deutschen die Autoindustrie wegnimmt. Ob Islam und Gender dabei eine Rolle spielten, ist 
nicht überliefert. Aber so in etwa geht die Geschichte. Merkel und die anderen rot-grünen Eliten, vom Volk 
abgehobene Gutmenschen, leiten in ihrer Autofeindlichkeit einfach die „Deindustrialisierung Deutschlands 
ein. (Das Kunstwerk im Original ist wahrscheinlich hier oder hier zitiert.)

Das ist ein bisschen dürftig. Der Witz an der Dieselkrise ist ja grade, dass alle, gerade die Eliten und das 
Establishment, die deutschen Konzerne in allem immer unterstützt haben, und dass nur deswegen die 
Autohäuser glauben konnten, mit ihrem billigen Betrug durchzukommen. Weder das Merkel-Regime noch 
die Grünen oder irgendjemand kann etwas dafür, dass der chinesische und amerikanische Markt diese Autos
nicht kaufen werden. Und alle wissen das.

Die Rechten werden die Dieselkrise nicht nutzen können. Im Gegenteil werden sie selber benutzt werden, 
um die Gewerkschaften zu schwächen. Das deutsche Industriekapital steht vor einem 
Umstrukturierungsprozess, bei dem es nicht gestört werden will, und wenn die betriebspolitische 
Konrontation zwischen den Rechten und dem DGB verläuft, wird es auch nicht gestört. Was zu befürchten 
steht, ist nicht die Eroberung der Arbeiterklasse durch die Rechten, sondern die Desorganisierung, 
Depolitisierung und Schwächung der Arbeiterklasse. Nicht eine Betriebspolitik der „Patrioten“, denn so etwas
gibt es nicht, sondern die Niederlage der Betriebspolitik.

Solange die Konfrontation die zwischen DGB und der Rechten ist, haben wir gesagt. In Abwesenheit linker 
Betriebsgruppen, haben wir gesagt. Damit ist gesagt: alles das hängt davon ab, ob sich nicht im weiteren 
Verlauf der Krisen Arbeiterorganisationen zusammenfinden. Nicht als eine neue Organisation neben dem 
DGB, und auch nicht notwendig ausserhalb des DGB. Vor garnicht langer Zeit gab es in jeder mittleren 
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Industriestadt wenigstens ein paar linke Betriebsräte. Die kamen nicht von irgendwoher, sondern zum 
Beispiel aus den Auseinandersetzungen der 1980er Jahre. Es kann leicht geschehen, dass sich solche 
heute wieder finden. Und vielleicht sogar unter den heute schon irgendwie linken Leuten, wer weiss. 


